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BUNDESARBEITSGERICHT 

4 AZR 196/20 
15 Sa 1261/19 
Landesarbeitsgericht 
Berlin-Brandenburg 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
9. September 2020 

URTEIL 
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

 

 

pp. 

 

 

 

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsbeklagtes Land, 

 

 

 

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver-

handlung vom 9. September 2020 durch den Vorsitzenden Richter am Bundes-

arbeitsgericht Prof. Dr. Treber, die Richterinnen am Bundesarbeitsgericht 

Dr. Rinck und Klug sowie den ehrenamtlichen Richter Hess und die ehrenamtli-

che Richterin Wedepohl für Recht erkannt: 
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1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des Landes-
arbeitsgerichts Berlin-Brandenburg vom 12. Februar 
2020 - 15 Sa 1261/19 - aufgehoben. 

2. Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil des Arbeits-
gerichts Berlin vom 8. Mai 2019 - 56 Ca 15355/18 -  
abgeändert: 

Es wird festgestellt, dass das beklagte Land verpflichtet 
ist, die Klägerin vom 1. Februar 2018 bis zum 
31. Dezember 2018 nach der Entgeltgruppe 9 TV-L und 
seit dem 1. Januar 2019 nach der Entgeltgruppe 9a  
TV-L zu vergüten und die jeweiligen Bruttonachzah-
lungsbeträge ab dem Ersten des jeweiligen Folgemonats 
mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz zu ver-
zinsen. 

3. Das beklagte Land hat die Kosten des Rechtsstreits zu 
tragen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 
 

Tatbestand 

 

Die Parteien streiten über die zutreffende Eingruppierung der Klägerin. 

Die Klägerin ist ausgebildete Justizangestellte. Sie ist seit dem 29. Au-

gust 1991 bei dem beklagten Land beschäftigt, zunächst als Maschinenschreibe-

rin und anschließend als Protokollführerin. Nachdem sie von Januar bis Dezem-

ber 2011 an fachtheoretischen Schulungen teilgenommen hatte, um den Wis-

sensstand einer ausgebildeten Justizfachangestellten zu erlangen, und nach ei-

ner berufspraktischen Unterweisung an einem Arbeitsplatz einer Beschäftigten in 

einer Serviceeinheit von Januar 2011 bis März 2013 wurde ihr bescheinigt, dass 

sie über Fähigkeiten verfüge, die denen einer nach der Verordnung vom 26. Ja-

nuar 1998 über die Berufsausbildung zum/zur Justizfachangestellten geprüften 

Angestellten gleichwertig sind.  

 
 

1  

2  
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Nach § 1 des zuletzt zwischen den Parteien geschlossenen Änderungs-

vertrags vom 3. Mai 2012 ist für das Arbeitsverhältnis der vom Land Berlin mit 

der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft - ver.di geschlossene Tarifvertrag zur 

Angleichung des Tarifrechts des Landes Berlin an das Tarifrecht der Tarifgemein-

schaft deutscher Länder (Angleichungs-TV Land Berlin) vom 14. Oktober 2010 

in der jeweiligen Fassung maßgebend, solange das Land Berlin hieran gebunden 

ist, sowie ergänzend Tarifverträge, die das Land Berlin nach dem 1. November 

2010 schließt oder denen es im Falle eines Eintritts in einen Arbeitgeberverband 

dann unterworfen ist. 

Seit April 2013 wird die Klägerin als Angestellte in einer Serviceeinheit 

im Sachgebiet Verkehrsstrafsachen (einschließlich Bußgeldverfahren und Er-

zwingungshaftsachen) eingesetzt. Die diesbezügliche BAK vom 26. Mai 2010 hat 

ua. folgenden Inhalt: 

         „Lfd. Nr. a) Arbeitsvorgang Prozentualer 
Anteil an der 
monatlichen 
Arbeitszeit 

   gem. Protokollnotiz zu § 22 Abs. 2 BAT mit 
Angabe des Arbeitsergebnisses (gleiche 
Arbeitsvorgänge, die gleiche Anforderun-
gen stellen, sind zusammenzufassen) 

  b) hierfür benötigte Fachkenntnisse 
und Fähigkeiten 

 1 a) Geschäftsstellentätigkeit: Postbear-
beitung, Schriftgutverwaltung, Aus-
sonderungsarbeiten, Datenpflege 

42,49 % 

 
 

b) gründliche Kenntnisse der Akten-
ordnung (AktO), der Geschäfts- 
ordnungsvorschriften (GOV), der 
Aufbewahrungsbestimmungen (Auf-
bew.best.), der einschlägigen Ver-
waltungsvorschriften (GGO I), der 
Geschäftsanweisung für die Straf-
abteilungen des Amtsgerichts Tier-
garten (GAnwStraf) in der jeweils 
geltenden Fassung, der Strafpro-
zessordnung (StPO), der Strafver-
folgungsstatistik und der Bodenre-
gistraturverfügung 

 

 2 a) Selbständige Fertigung von In-
haltsprotokollen 

6,94 % 

3  

4  
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  b) gründliche Kenntnisse der Richtli-
nien für die Fertigung des Schreib-
werks bei den Gerichten und der 
KEJ in der jeweils geltenden Fas-
sung, gründliche Kenntnisse moder-
ner Informationstechniken, sorgfäl-
tige Arbeitsweise, 2. Buch 6. Ab-
schnitt StPO 

 

 3 a) kanzleimäßige Erledigung der Ver-
fügungen der jeweiligen Sachbear-
beiter, Mitteilungen an andere Be-
hörden, selbständige Fertigung von 
Maschinenprotokollen 

24,87 % 

  b) gründliche Kenntnisse der Richtli-
nien für die Fertigung des Schreib-
werks bei den Gerichten und der 
KEJ in der jeweils geltenden Fas-
sung, gründliche Kenntnisse moder-
ner Informationstechniken, sorgfäl-
tige Arbeitsweise, gründliche Kennt-
nisse der GAnwStraf in der jeweils 
geltenden Fassung und der Anord-
nung über die Mitteilungen in Straf-
sachen (MiStra), Ordnungswidrig-
keitengesetz (OWiG) 2. Teil 2. Ab-
schnitt 

 

 4 a) Anordnung von Ladungen und Zu-
stellungen, öffentliche Zustellungen 

7,42 % 

  b) gründliche Kenntnisse der  
GAnwZP, des Zustellungsreformge-
setzes (ZustRG), der StPO 1. Buch, 
4. - 6. Abschnitt, 2. Buch 5. Ab-
schnitt, der Strafvollstreckungsord-
nung (StVollstrO) 1. Abschnitt 

 

 5 a) Erteilen vollstreckbarer Ausfertigun-
gen und von Teilrechtskraft- und 
Rechtskraftattesten 

4,20 % 

  b) gründliche Kenntnisse der  
GanwStraf in der jeweils geltenden 
Fassung, des Rechtspflegergeset-
zes (RpflG) § 22, der Strafvollstre-
ckungsordnung 1. Abschnitt 

 

 6 a) Aufgaben der Kostenbeamten 5,69 % 

  b) gründliche Kenntnisse der  
GAnwStraf in der jeweils geltenden 
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Fassung, des Gerichtskostengeset-
zes (GKG), des Justizvergütungs- 
und Entschädigungsgesetzes 
(JVEG) 1. Abschnitt sowie der 
Durchführungsvorschriften zu den 
Kostengesetzen (KostVfg., DB-
PKHG), der StPO 7. Buch 2. Ab-
schnitt 

 7 a) Aufgaben der Zählkartenanordnung 3,63 % 

 
 

b) gründliche Kenntnisse der  
GanwStraf in der jeweils geltenden 
Fassung, und der Anordnung über 
die Erhebung von statistischen Da-
ten in Straf- und Bußgeldverfahren 
(StP/OWi-Statistik) in der jeweils 
geltenden Fassung 

 

 8 a) Beantwortung von Sachstandsan-
fragen und Auskunftsersuchen for-
meller Art 

1,24 % 

  b) gründliche Kenntnisse der Richtli-
nien für die Fertigung des Schreib-
werks bei den Gerichten und der 
KEJ in der jeweils geltenden Fas-
sung, der StPO 8. Buch und des  
OWiG 2. Teil 2. Abschnitt 

 

 9 a) unterschriftsreife Vorbereitung von 
Verfügungen, Urteilen und Be-
schlüssen für den jeweiligen Sach-
bearbeiter 

1,62 % 

  b) gründliche Kenntnisse der Richtli-
nien für die Fertigung des Schreib-
werks bei den Gerichten und der 
KEJ in der jeweils geltenden Fas-
sung, der StPO und des OWiG 

 

 10 a) Mitteilungen an das Bundeszentral-
register, Gewerbezentralregister 
und das Kraftfahrtbundesamt 

0,38 % 

  b) gründliche Kenntnisse der Richtli-
nien für die Fertigung des Schreib-
werks bei den Gerichten und der 
KEJ in der jeweils geltenden Fas-
sung, gründliche Kenntnisse der 
GAnwStraf in der jeweils geltenden 
Fassung und der Anordnung über 
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die Mitteilungen in Strafsachen 
(MiStra) 

 11 a) Mitwirkung bei der Überwachung 
von Auflagen und Weisungen nach 
§ 153 a Abs. 1 StPO und dem JGG 
sowie nach § 453 b StPO und der 
Gnadenordnung sowie die Überwa-
chung von Zahlungen bei der Voll-
streckung von Geldstrafen 

0,99 % 

  b) gründliche Kenntnisse der Strafvoll- 
streckungsordnung (StVollstrO) 1., 
6. - 7. Abschnitt, der Allgemeinen 
Verfügung über das Verfahren in 
Gnadensachen (Gnadenordnung - 
GnO) in der jeweils geltenden Fas-
sung, der Anordnung über die Mittei-
lungen in Strafsachen (MiStra) und 
des OWiG 1. Teil 3., 5. Abschnitt“ 

 

 

Diese Tätigkeiten übt die Klägerin tatsächlich aus. Sie sind ihr durch das 

beklagte Land als einheitliche Aufgabe zugewiesen. Das beklagte Land vergütet 

die Klägerin nach Entgeltgruppe 6 TV-L. 

Nach erfolgloser Geltendmachung mit einem im August 2018 bei dem 

beklagten Land eingegangenen Schreiben hat die Klägerin mit ihrer Klage die 

Auffassung vertreten, seit dem 1. Februar 2018 Anspruch auf eine Vergütung 

nach der Entgeltgruppe 9 TV-L zu haben. Ihre gesamte Tätigkeit diene, da es 

sich um eine nach dem Tarifvertrag vorgegebene einheitliche Funktion handele, 

einem Arbeitsergebnis, und zwar der Aktenführung und -betreuung sowie der 

Verwaltung einer Geschäftsstelle. Die Tätigkeiten seien ihr im Interesse einer zü-

gigen Bearbeitung einheitlich übertragen worden, stünden in einem inneren Zu-

sammenhang und seien sinnvoll nicht trennbar. Daher sei von einem einzigen 

Arbeitsvorgang auszugehen. Innerhalb dessen übe sie in rechtlich erheblichem 

Ausmaß schwierige Tätigkeiten aus, was zur Erfüllung des Tätigkeitsmerkmals 

der Entgeltgruppe 9 TV-L „Beschäftigte in Serviceeinheiten bei Gerichten oder 

Staatsanwaltschaften, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fall-

gruppe 2 heraushebt, dass sie schwierig ist“ ausreichend sei. Eine Aufspaltung 

5  

6  
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zwischen schwierigen und nicht schwierigen Tätigkeiten innerhalb des Arbeits-

vorgangs sehe der Tarifvertrag nicht vor. 

Die Klägerin hat zuletzt beantragt 

         festzustellen, dass das beklagte Land verpflichtet ist, sie 
vom 1. Februar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 nach der 
Entgeltgruppe 9 und seit dem 1. Januar 2019 nach der Ent-
geltgruppe 9a der Entgeltordnung zum Tarifvertrag für den 
öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) zu vergüten und die 
jeweiligen Bruttonachzahlungsbeträge ab dem Ersten des 
jeweiligen Folgemonats mit 5 Prozentpunkten über dem 
Basiszinssatz zu verzinsen. 

 

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Die Tarifver-

tragsparteien hätten durch die Festlegung einzelner Tätigkeiten als „schwierig“ in 

den Protokollerklärungen zu den besonderen Tätigkeitsmerkmalen für Beschäf-

tigte bei Gerichten und Staatsanwaltschaften vorgegeben, dass es sich bei 

schwierigen und nicht schwierigen Tätigkeiten um unterschiedliche Arbeitsvor-

gänge im Tarifsinn handeln solle. Arbeitsvorgänge mit schwierigen Tätigkeiten 

würden daher zu 100 vH aus solchen bestehen. Damit sei entscheidend, ob die 

Klägerin zu einem Fünftel, einem Drittel oder mit mindestens der Hälfte ihrer Ge-

samtarbeitszeit schwierige Tätigkeiten auszuüben habe. Die Tarifvertragspar-

teien seien bei Einführung der Tätigkeitsmerkmale für Beschäftigte in Serviceein-

heiten und der Entgeltordnung zum TV-L aufgrund der ständigen Rechtspre-

chung des Bundesarbeitsgerichts davon ausgegangen, Tätigkeiten unterschied-

licher tariflicher Wertigkeit könnten nicht in einem Arbeitsvorgang zusammenge-

fasst werden. Es habe ihrem Willen entsprochen, Beschäftigte in Serviceeinhei-

ten je nach dem Anteil der von ihnen auszuübenden schwierigen Tätigkeiten ein-

zugruppieren. Eine Auslegung, die diesen Willen missachte, stelle einen Eingriff 

in die Tarifautonomie dar und sei daher verfassungswidrig. Aus Nr. 1 der Proto-

kollerklärungen zu § 12 Abs. 1 TV-L ergebe sich zudem, dass die Tarifvertrags-

parteien von kleinteiligen Arbeitsvorgängen ausgegangen seien. Zumindest sei 

es bei einheitlichen, die gesamte Tätigkeit einer Beschäftigten erfassenden Ar-

beitsvorgängen geboten, eine höhere Eingruppierung nur dann anzunehmen, 

7  

8  
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wenn innerhalb dieses Arbeitsvorgangs zu einem Fünftel, einem Drittel oder min-

destens der Hälfte der Arbeitszeit schwierige Tätigkeiten zu erbringen seien. 

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 

hat die hiergegen gerichtete Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Mit der vom 

Landesarbeitsgericht zugelassenen Revision verfolgt die Klägerin ihr Begehren 

weiter. 

 

Entscheidungsgründe 

 

Die zulässige Revision der Klägerin ist begründet. Die Vorinstanzen ha-

ben die Klage zu Unrecht abgewiesen. Die zulässige Klage ist begründet. 

I. Die Klage ist als allgemein übliche Eingruppierungsfeststellungsklage (st. 

Rspr., etwa BAG 12. Dezember 2018 - 4 AZR 147/17 - Rn. 15, BAGE 164, 326) 

zulässig, insbesondere besteht das nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Fest-

stellungsinteresse.  

1. Durch die Entscheidung über den Antrag wird der Streit der Parteien ins-

gesamt bereinigt. Über weitere Vergütungsfaktoren, insbesondere die Stufenzu-

ordnung, besteht nach dem zuletzt übereinstimmenden Vortrag der Parteien im 

Berufungsverfahren zum Verlauf des Arbeitsverhältnisses und zur tatsächlichen 

Beschäftigung der Klägerin kein Streit mehr (zum anderenfalls bestehenden Er-

fordernis der Benennung der Stufe im Feststellungsantrag vgl. BAG 27. August 

2014 - 4 AZR 518/12 - Rn. 15; 17. Oktober 2007 - 4 AZR 1005/06 - Rn. 15, 

BAGE 124, 240). Das haben die Parteien auf Nachfrage in der mündlichen Ver-

handlung vor dem Senat ausdrücklich bestätigt. 

2. Das Feststellungsinteresse ist auch nicht teilweise deshalb entfallen, weil 

die Klägerin ihre Berufung hinsichtlich der Leistungsanträge für den Zeitraum von 

Februar bis September 2018 auf einen Feststellungsantrag umgestellt hat. Ent-

gegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts handelt es sich nicht um eine 

9  

10  

11  

12  

13  
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teilweise Berufungsrücknahme. Eine solche hätte zur Folge gehabt, dass hin-

sichtlich der nicht (mehr) angegriffenen Teile der Entscheidung des Arbeitsge-

richts Rechtskraft eingetreten wäre (vgl. BGH 25. September 2007 - X ZR 60/06 -  

Rn. 10, BGHZ 173, 374). Der Wechsel vom Leistungs- zum Feststellungsantrag 

ändert bei unverändertem Sachverhalt und Klagegrund jedoch nicht den Streit-

gegenstand. Es liegt lediglich eine - qualitative - Beschränkung des Klageantrags 

ohne Änderung des Klagegrundes iSd. § 264 Nr. 2 ZPO vor (BAG 14. September 

2016 - 4 AZR 456/14 - Rn. 15; 13. Februar 2007 - 9 AZR 207/06 - Rn. 11, BAGE 

121, 182). Daher hat sich durch die Antragsänderung nicht der Umfang der Be-

rufung geändert. 

3. Das Feststellungsinteresse besteht auch für die gegenüber der Haupt-

forderung akzessorischen Zinsforderungen (BAG 13. Mai 2015 - 4 AZR 355/13 -  

Rn. 9 mwN). 

4. Die zuletzt in der Berufungsinstanz vorgenommene Änderung des Fest-

stellungsantrags, mit dem auch die Feststellung begehrt wird, dass das beklagte 

Land verpflichtet ist, sie ab dem 1. Januar 2019 nach der Entgeltgruppe 9a TV-L 

zu vergüten, stellt keine unzulässige Klageänderung dar. Die Klägerin trägt ledig-

lich dem Umstand der seit dem 1. Januar 2019 veränderten Bezeichnung der 

Entgeltgruppe bei gleichbleibendem Inhalt Rechnung (sh. zur vergleichbaren  

Situation im TVöD BAG 14. September 2016 - 4 AZR 456/14 - Rn. 16 ff.). 

II. Die Klage ist begründet. Das beklagte Land ist verpflichtet, die Klägerin 

vom 1. Februar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 nach Entgeltgruppe 9 TV-L 

und seit dem 1. Januar 2019 nach Entgeltgruppe 9a TV-L zu vergüten. 

1. Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach § 1 des Änderungsvertrags 

vom 3. Mai 2012 nach dem Angleichungs-TV Land Berlin. Nach § 2 Anglei-

chungs-TV Land Berlin finden die zwischen der Tarifgemeinschaft deutscher 

Länder (TdL) und der Gewerkschaft ver.di vereinbarten Tarifverträge in der je-

weiligen Fassung Anwendung, soweit die Beschäftigten von dem jeweiligen Gel-

tungsbereich erfasst werden. Das sind vorliegend der TV-L und der Tarifvertrag 

zur Überleitung der Beschäftigten der Länder in den TV-L und zur Regelung des 

14  

15  

16  

17  
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Übergangsrechts (TVÜ-Länder). Beide Tarifverträge sind zwischen der TdL und 

ver.di vereinbart worden. Der TV-L und der TVÜ-Länder sind im Land Berlin am 

1. November 2010 in Kraft getreten (§ 17 Abs. 1 und § 39 Abs. 1 Angleichungs-

TV Land Berlin). Die Klägerin ist Angestellte iSv. § 1 TVÜ-Länder und Beschäf-

tigte iSv. § 1 TV-L. 

2. Die Eingruppierung der Klägerin richtet sich für den streitgegenständli-

chen Zeitraum nach § 12 Abs. 1 Satz 1 TV-L iVm. der Entgeltordnung zum TV-L 

(nachfolgend TV-L EntgeltO). Hiervon ist das Landesarbeitsgericht zutreffend 

ausgegangen. Der Klägerin ist zum 1. April 2013 eine geänderte Tätigkeit zuge-

wiesen worden, so dass nach § 29a Abs. 1 Satz 1 TVÜ-Länder eine Eingruppie-

rung nach §§ 12, 13 TV-L erfolgt.  

3. Die Klägerin war in Anwendung von § 12 TV-L vom 1. Februar bis zum 

31. Dezember 2018 nach der Entgeltgruppe 9 der Anlage A - Entgeltordnung 

zum TV-L - Teil II Abschnitt 12 - Beschäftigte im Justizdienst - Unterab-

schnitt 12.1 - Beschäftigte bei Gerichten und Staatsanwaltschaften - zum TV-L in 

der bis zum 31. Dezember 2018 geltenden Fassung (aF) zu vergüten.  

a) Gemäß § 12 Abs. 1 Satz 3 TV-L ist die Beschäftigte in der Entgeltgruppe 

eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die gesamte von ihr nicht nur vorüber-

gehend auszuübende Tätigkeit entspricht. Das ist dann der Fall, wenn zeitlich 

mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die An-

forderungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser 

Entgeltgruppe erfüllen (§ 12 Abs. 1 Satz 4 TV-L). Nach Nr. 1 der Protokollerklä-

rungen zu § 12 Abs. 1 TV-L sind Arbeitsvorgänge Arbeitsleistungen (einschließ-

lich Zusammenhangsarbeiten), die, bezogen auf den Aufgabenkreis der Beschäf-

tigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis füh-

ren (zB unterschriftsreife Bearbeitung eines Aktenvorgangs, eines Widerspruchs 

oder eines Antrags, Betreuung bzw. Pflege einer Person oder Personengruppe, 

Fertigung einer Bauzeichnung, Erstellung eines EKG, Durchführung einer Unter-

haltungs- bzw. Instandsetzungsarbeit). Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als sol-

cher zu bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht auf-

gespalten werden. 

18  

19  

20  
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b) Die Tätigkeitsmerkmale des Teils II Abschnitt 12.1 TV-L EntgeltO laute-

ten auszugsweise bis zum 31. Dezember 2018: 

         „12. Beschäftigte im Justizdienst 

 12.1 Beschäftigte bei Gerichten und Staatsanwalt-
schaften 

 Entgeltgruppe 9 

 1.  ... 

 2. Beschäftigte in Serviceeinheiten bei Gerichten oder 
Staatsanwaltschaften, deren Tätigkeit sich dadurch 
aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 heraushebt, 
dass sie schwierig ist.  

  (Stufe 3 nach 5 Jahren in Stufe 2, Stufe 4 nach 9 
Jahren in Stufe 3, keine Stufen 5 und 6) 

  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3) 

 Entgeltgruppe 8 

 1. … 

 2. Beschäftigte in Serviceeinheiten bei Gerichten oder 
Staatsanwaltschaften, deren Tätigkeit sich dadurch 
aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 heraushebt, 
dass sie mindestens zu einem Drittel schwierig ist. 

  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2 und 3) 

 Entgeltgruppe 6 

 1. … 

 2. Beschäftigte in Serviceeinheiten bei Gerichten oder 
Staatsanwaltschaften, deren Tätigkeit sich dadurch 
aus der Fallgruppe 4 heraushebt, dass sie mindes-
tens zu einem Fünftel schwierig ist. 

  (Beschäftigte in dieser Fallgruppe erhalten eine mo-
natliche Entgeltgruppenzulage gemäß Anlage F Ab-
schnitt I Nr. 11.) 

  (Hierzu Protokollerklärungen Nrn. 2, 3 und 4) 

 3. … 

 4. Beschäftigte in Serviceeinheiten bei Gerichten oder 
Staatsanwaltschaften. 

  (Hierzu Protokollerklärung Nr. 2) 
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 Protokollerklärungen: 

 Nr. 1 … 

 Nr. 2 Beschäftigte in Serviceeinheiten bei Gerichten oder 
Staatsanwaltschaften sind Beschäftigte, die die Aus-
bildung nach der Verordnung über die Berufsausbil-
dung zum Justizfachangestellten/zur Justizfachan-
gestellten vom 26. Januar 1998 (BGBl. I S. 195) er-
folgreich abgeschlossen haben und Aufgaben des 
mittleren Justizdienstes bzw. der entsprechenden 
Qualifikationsebene und der Justizfachangestellten 
(z. B. Geschäftsstellentätigkeit, Protokollführung, 
Assistenztätigkeiten) ganzheitlich bearbeiten, sowie 
sonstige Beschäftigte, die aufgrund gleichwertiger 
Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten in Serviceeinheiten ausüben. 

 Nr. 3 Schwierige Tätigkeiten im Sinne dieses Tätigkeits-
merkmals sind z. B.: 

  a) die Anordnung von Zustellungen, die Ladung 
von Amts wegen und die Vermittlung von Zustel-
lungen im Parteibetrieb, die Heranziehung und 
die Ladung der ehrenamtlichen Richter, die Be-
sorgung der öffentlichen Zustellung und Ladung, 

  b) die Erteilung von Rechtskraft- und Notfristzeug-
nissen sowie die Erteilung von Vollstreckungs-
klauseln, die Vollstreckbarkeitsbescheinigung in 
Strafsachen, 

  c) die Aufgaben nach den Anordnungen über die 
Erhebung von statistischen Daten und der Mit-
teilung an das Bundeszentralregister, das Ge-
werbezentralregister und das Kraftfahrtbundes-
amt, 

  d) … 

  e) die Aufgaben des Kostenbeamten, die Aufgaben 
der Geschäftsstelle bei der Bewilligung von Pro-
zesskostenhilfe mit Zahlungsbestimmung, die 
Festsetzung und Anweisung der den Zeugen, 
Sachverständigen und ehrenamtlichen Richter 
sowie den Beteiligten zu gewährenden Entschä-
digungen (einschl. etwaiger Vorschüsse), 

  f) die Mitwirkung bei der Überwachung von Aufla-
gen und Weisungen nach § 153a Absatz 1 Straf-
prozessordnung und dem Jugendgerichtsgesetz 
sowie der Lebensführung des Verurteilten nach 
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§ 453b Strafprozessordnung und der Gnaden-
ordnung sowie der Überwachung von Zahlungen 
bei der Vollstreckung von Geldstrafen, 

  g) die unterschriftsreife Vorbereitung von Be-
schlüssen und Verfügungen sowie die Anord-
nungen für Richter, Staatsanwälte und Rechts-
pfleger, die Vorprüfung von Klagen und Anschul-
digungsschriften, Anträgen sowie Rechtsmitteln 
und Rechtsbehelfen in Gerichtsverfahren 
(Spruchkörperzuständigkeit, Ermittlung des Be-
richterstatters, Fristwahrung, Beweisangebote in 
patentgerichtlichen Verfahren u.Ä.), die Über-
prüfung fristgebundener Gebührenzahlungen in 
patentgerichtlichen Verfahren, 

  h) die Beantwortung von Sachstandsanfragen und 
Auskunftsersuchen formeller Art sowie die Über-
wachung von Akteneinsichten in patentgerichtli-
chen Verfahren.“ 

 

c) Das Landesarbeitsgericht ist zunächst zutreffend davon ausgegangen, 

dass die gesamte Tätigkeit der Klägerin einen einheitlichen Arbeitsvorgang aus-

macht.  

aa) Nach § 12 Abs. 1 TV-L ist Bezugspunkt der tariflichen Bewertung der Ar-

beitsvorgang (vgl. zu § 22 BAT BAG 16. Oktober 2019 - 4 AZR 284/18 - Rn. 16; 

10. Dezember 2014 - 4 AZR 773/12 - Rn. 19; 22. September 2010 - 4 AZR 

149/09 - Rn. 17; 25. August 2010 - 4 AZR 5/09 - Rn. 22). Maßgebend für dessen 

Bestimmung ist das Arbeitsergebnis (BAG 28. Februar 2018 - 4 AZR 816/16 -  

Rn. 24, BAGE 162, 81; 13. Mai 2015 - 4 AZR 355/13 - Rn. 16; 21. März 2012  

- 4 AZR 266/10 - Rn. 24; 22. September 2010 - 4 AZR 149/09 - Rn. 17; 25. Au-

gust 2010 - 4 AZR 5/09 - Rn. 22; 12. Mai 2004 - 4 AZR 371/03 - zu I 1 e aa der 

Gründe). Für die Beurteilung, ob eine oder mehrere Einzeltätigkeiten zu einem 

Arbeitsergebnis führen, sind eine natürliche Betrachtungsweise und die durch 

den Arbeitgeber vorgenommene Arbeitsorganisation ausschlaggebend. Dabei 

kann die gesamte vertraglich geschuldete Tätigkeit einen einzigen Arbeitsvor-

gang ausmachen (BAG 13. November 2013 - 4 AZR 53/12 - Rn. 17; 20. Septem-

ber 1995 - 4 AZR 685/94 - zu II 2 a der Gründe; BAGE 81, 47; 31. März 1982  
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- 4 AZR 1099/79 - BAGE 38, 221). Einzeltätigkeiten können dann nicht zusam-

mengefasst werden, wenn die verschiedenen Arbeitsschritte von vornherein aus-

einandergehalten und organisatorisch voneinander getrennt sind. Hierfür reicht 

jedoch die theoretische Möglichkeit nicht aus, einzelne Arbeitsschritte oder Ein-

zelaufgaben verwaltungstechnisch isoliert auf andere Beschäftigte zu übertragen 

(BAG 28. Februar 2018 - 4 AZR 816/16 - aaO; 21. August 2013 - 4 AZR 

933/11 - Rn. 18, BAGE 146, 22; 23. September 2009 - 4 AZR 308/08 - Rn. 24; 

9. Juli 1997 - 4 AZR 177/96 - zu II 2.5.1 der Gründe). Bei der Zuordnung zu einem 

Arbeitsvorgang können wiederkehrende und gleichartige Tätigkeiten zusammen-

gefasst werden (BAG 13. Mai 2020 - 4 AZR 173/19 - Rn. 16; 16. Oktober 2019  

- 4 AZR 284/18 - Rn. 17; 28. Februar 2018 - 4 AZR 816/16 - aaO; 6. Dezember 

1989 - 4 AZR 457/89 -). Dem Arbeitsvorgang hinzuzurechnen sind dabei nach 

Nr. 1 Satz 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 TV-L auch Zusammen-

hangsarbeiten. Das sind solche, die aufgrund ihres engen Zusammenhangs mit 

bestimmten Aufgaben einer Beschäftigten bei der tariflichen Bewertung zwecks 

Vermeidung tarifwidriger „Atomisierung“ der Arbeitseinheiten nicht abgetrennt 

werden dürfen, sondern diesen zuzurechnen sind (BAG 28. Februar 

2018 - 4 AZR 816/16 - aaO; 10. Dezember 2014 - 4 AZR 773/12 - Rn. 19; 6. De-

zember 1989 - 4 AZR 457/89 -). Die tarifliche Wertigkeit der verschiedenen Ein-

zeltätigkeiten oder Arbeitsschritte bleibt dabei zunächst außer Betracht. Erst 

nachdem die Bestimmung des Arbeitsvorgangs erfolgt ist, ist dieser anhand des 

in Anspruch genommenen Tätigkeitsmerkmals zu bewerten (BAG 13. Mai 2020  

- 4 AZR 173/19 - Rn. 16; 28. Februar 2018 - 4 AZR 816/16 - aaO; 18. März 

2015 - 4 AZR 59/13 - Rn. 17, BAGE 151, 150; 21. August 2013 - 4 AZR 933/11 -  

Rn. 19, aaO; 6. Juli 2011 - 4 AZR 568/09 - Rn. 58; Natter ZTR 2018, 623, 626). 

(1) Die Maßgeblichkeit des Arbeitsergebnisses für die Bestimmung des Ar-

beitsvorgangs ergibt sich bereits aus dem Wortlaut der Nr. 1 der Protokollerklä-

rungen zu § 12 Abs. 1 TV-L. Sollen Tätigkeiten verschiedenen Arbeitsvorgängen 

zugeordnet werden, müssen sie, bezogen auf den konkreten Aufgabenkreis der 

Beschäftigten, zu einem bei natürlicher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergeb-

nis führen.  
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(a) Wegen des Bezugs auf den „Aufgabenkreis der Beschäftigten“ ist die tat-

sächliche Ausgestaltung der Tätigkeit für die Bestimmung der Arbeitsergebnisse 

und damit der Arbeitsvorgänge entscheidend. Damit sind bei Bestimmung der 

Arbeitsergebnisse insbesondere die durch den Arbeitgeber gewählte Organisati-

onsform (vgl. zB BAG 28. Januar 2009 - 4 AZR 13/08 - Rn. 45, BAGE 129, 208: 

„behördliche Übung“; 25. August 2010 - 4 AZR 5/09 - Rn. 34; 22. April 2009  

- 4 AZR 166/08 - Rn. 16; 6. Dezember 1989 - 4 AZR 457/89 -; 24. August 1983  

- 4 AZR 302/83 - BAGE 43, 250; 8. Februar 1978 - 4 AZR 540/76 - BAGE 30, 32: 

„Verwaltungsübung“) und die Art der Zuweisung von Tätigkeiten (zB einheitlich 

oder getrennt) (BAG 22. Februar 2017 - 4 AZR 514/16 - Rn. 35; 13. Mai 2015  

- 4 AZR 355/13 - Rn. 19; 23. September 2009 - 4 AZR 308/08 - Rn. 25; 14. Sep-

tember 1994 - 4 AZR 787/93 - zu II 2 b der Gründe), aber auch der mehr oder 

weniger enge inhaltliche Zusammenhang zwischen einzelnen Arbeitsleistungen 

(BAG 23. Februar 2005 - 4 AZR 191/04 - zu I 3 a bb der Gründe; 14. März 2001  

- 4 AZR 172/00 - zu I 4 a cc der Gründe; 9. Juli 1997 - 4 AZR 177/96 - zu II 2.5.2 

der Gründe) zu berücksichtigen. 

(b) Etwas anderes ergibt sich nicht aus der Verwendung des Wortes „ab-

grenzbar“ (statt zB „abgegrenzt“) in Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 

TV-L (aA Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese TV-L Stand August 2020 Teil II 

§ 12 Rn. 407). Hieraus lässt sich nicht ableiten, es komme auf abstrakte anstatt 

konkrete Arbeitsergebnisse an. Die Tätigkeit muss zu dem abgrenzbaren Arbeits-

ergebnis „führen“, nicht „führen können“. Maßgebend ist daher nicht die theoreti-

sche Möglichkeit, einzelne Arbeitsschritte oder Einzelaufgaben auf andere Be-

schäftigte übertragen zu können, sondern, ob eine solche Trennung im konkreten 

Arbeitsverhältnis organisatorisch umgesetzt worden ist (BAG 13. November 

2013 - 4 AZR 53/12 - Rn. 23; 23. Februar 2005 - 4 AZR 191/04 - zu I 3 a bb der 

Gründe; 14. März 2001- 4 AZR 172/00 - zu I 4 a cc der Gründe; 14. August 

1991 - 4 AZR 593/90 - zu 2 b der Gründe). 

(2) Die Bestimmung der Arbeitsvorgänge bei natürlicher Betrachtung an-

hand der Arbeitsergebnisse, die von den konkreten Umständen abhängig sind, 

bedingt, dass unterschiedlich große Arbeitsvorgänge bestehen können. Weder 
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§ 12 Abs. 1 TV-L noch Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 TV-L lässt 

sich eine Beschränkung der Größe der Arbeitsvorgänge entnehmen. 

(a) Bei natürlicher Betrachtung wird ein Arbeitsergebnis nicht durch die Er-

ledigung einer Einzelaufgabe, sondern durch die Bearbeitung eines Aufgabenge-

biets erzielt (vgl. zu einem möglichen Arbeitsvorgang „Streifengang“ BAG 24. Au-

gust 1983 - 4 AZR 32/81 -). Daher können in der Regel wiederkehrende und 

gleichartige Tätigkeiten zusammengefasst werden. Dem steht nicht entgegen, 

dass in den in der Klammer von Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 

TV-L aufgeführten Beispielen einzelne Tätigkeiten (zB unterschriftsreife Bearbei-

tung eines Aktenvorgangs, eines Widerspruchs, oder eines Antrags) aufgelistet 

werden (aA Fieberg ZTR 2020, 439, 440; Geyer/Brockmann in Sponer/Steinherr 

TV-L Stand August 2020 § 12 Rn. 283, 295; Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese 

TV-L Stand August 2020 Teil II § 12 Rn. 356 f. 387; Jesse/Rothbrust ZTR 1995, 

54, 56). Je nach Inhalt der übertragenen Aufgabe und Organisation des Arbeit-

gebers kann zwar ggf. auch ein einzelner Aktenvorgang einen Arbeitsvorgang 

darstellen. Dafür, dass durch Aufzählung von Beispielen die zuvor festgelegten 

Kriterien (Aufgabenkreis und natürliche Betrachtung) zugunsten einer Einzelbe-

trachtung der Tätigkeiten aufgegeben werden sollten, bestehen jedoch keine An-

haltspunkte. Bei der tatsächlichen Abgrenzung muss eine selbständige tarifrecht-

liche Bewertung der auszuübenden Tätigkeit möglich bleiben (BAG 7. Dezember 

1977 - 4 AZR 399/76 - zu II 3 der Gründe, BAGE 29, 416; 22. November 1977  

- 4 AZR 395/76 - zu II 4 der Gründe, BAGE 29, 364). Es ist demnach ausge-

schlossen, ohne Berücksichtigung der konkreten Arbeitsorganisation auf die 

kleinste tatsächlich aufgliederungsfähige Arbeitseinheit abzustellen (BAG  

8. Februar 1978 - 4 AZR 540/76 - BAGE 30, 32; 7. Dezember 1977 - 4 AZR 

399/76 - aaO; 22. November 1977 - 4 AZR 395/76 - aaO). Ebenso wenig kann 

den Beispielen entnommen werden, die gesamte Tätigkeit einer Beschäftigten 

solle keinesfalls als (ein) einheitlicher Arbeitsvorgang anzusehen sein.  

(b) Die Tarifgeschichte gebietet kein anderes Verständnis. Durch die erst-

malige Einführung des Begriffs des Arbeitsvorgangs im Jahr 1975 sollte sich zwar 

die Eingruppierung nicht mehr nach Gesamt- oder Teiltätigkeiten richten. Selbst 
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wenn dem die Annahme zugrunde gelegen hätte, die Tätigkeit des Arbeitneh-

mers setze sich in der Regel aus mehreren Arbeitsvorgängen zusammen, um die 

„einheitlich zu bewertende Gesamttätigkeit“ zu „beseitigen“ (vgl. BAG 19. März 

1986 - 4 AZR 642/84 - BAGE 51, 282; Fieberg ZTR 2020, 439, 441), schließt dies 

aber - angesichts des Tarifwortlauts - die Annahme eines einheitlichen Arbeits-

vorgangs nicht aus. 

(3) Weiterhin sind nach Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 TV-L 

Zusammenhangsarbeiten einem Arbeitsvorgang hinzuzurechnen. Bereits dies 

schließt die Annahme des beklagten Landes aus, ein Arbeitsvorgang, der Tätig-

keiten enthält, die die Anforderungen eines qualifizierenden Tätigkeitsmerkmals 

erfüllen, müsse ausschließlich aus diesen höherwertigen Tätigkeiten bestehen. 

(4) Nach Satz 2 der Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 TV-L ist 

jeder Arbeitsvorgang als solcher zu bewerten. Eine Bewertung kann daher erst 

vorgenommen werden, wenn die maßgebenden Arbeitsvorgänge bestimmt sind. 

Die Bestimmung des Arbeitsergebnisses hängt nicht davon ab, ob einzelne Tä-

tigkeiten tariflich unterschiedlich zu bewerten wären (BAG 13. Mai 2020 - 4 AZR 

173/19 - Rn. 16; 28. Februar 2018 - 4 AZR 816/16 - Rn. 25, BAGE 162, 81; 

18. März 2015 - 4 AZR 59/13 - Rn. 17, BAGE 151, 150; 21. August 2013 - 4 AZR 

933/11 - Rn. 19, BAGE 146, 22; 6. Juli 2011 - 4 AZR 568/09 - Rn. 58; Natter ZTR 

2018, 623, 626).  

(a) Die Heranziehung der tariflichen Wertigkeit einer (Einzel-)Tätigkeit als 

Abgrenzungskriterium bei der Bestimmung des Arbeitsvorgangs würde entgegen 

Satz 2 der Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 TV-L zu einer Bewertung 

von Einzeltätigkeiten statt des Arbeitsvorgangs führen, um hieraus Erkenntnisse 

zur Bestimmung des Arbeitsvorgangs zu gewinnen. Dieser müsste dann aber 

nicht mehr bewertet werden, weil dies bereits erfolgt ist (vgl. hierzu Jesse ZTR 

1987, 193, 198; Jesse/Rothbrust ZTR 1995, 54, 57; Clemens/Scheuring/Stein-

gen/Wiese TV-L Stand August 2020 Teil II § 12 Rn. 404). Durch eine strikte Tren-

nung von tariflich unterschiedlich zu bewertenden Tätigkeiten würde damit das in 

§ 12 TV-L verankerte System unterlaufen, die Bewertung anhand von Arbeitsvor-
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gängen vorzunehmen. Letztlich wäre, wie auch das beklagte Land in der Revisi-

onserwiderung erkennt, der Anteil von schwierigen Tätigkeiten an der Gesamtar-

beitszeit maßgebend (so auch Neumann ZTR 1987, 41, 44). Das ist mit den in 

§ 12 TV-L enthaltenen Vorgaben nicht vereinbar. Erforderlich ist eine natürliche, 

keine juristische Betrachtungsweise. 

(b) Soweit der Senat nach Inkrafttreten des 37. Tarifvertrags zur Änderung 

und Ergänzung des BAT (vom 17. März 1975, in Kraft getreten am 1. Januar 

1975) in Anknüpfung an die Rechtsprechung vor Inkrafttreten des § 22 BAT idF 

vom 1. Januar 1975 (vgl. BAG 26. April 1966 - 1 AZR 36/65 - mwN) noch davon 

ausgegangen war, die Bildung eines einheitlichen Arbeitsvorgangs könne „aus 

Rechtsgründen“ nicht erfolgen, wenn dieser Teiltätigkeiten umfasse, die aufgrund 

ihrer Wertigkeit verschiedenen Vergütungsgruppen des BAT zugeordnet seien 

(vgl. BAG 12. August 1981 - 4 AZR 15/79 -; 5. Juli 1978 - 4 AZR 795/76 -;  

19. April 1978 - 4 AZR 721/76 - BAGE 30, 229; allerdings ohne eigenständige 

Begründung), hat er hieran später nicht mehr festgehalten (BAG 28. Februar 

2018 - 4 AZR 816/16 - Rn. 25, BAGE 162, 81; 22. Februar 2017 - 4 AZR 514/16 - 

Rn. 34; 24. Februar 2016 - 4 AZR 485/13 - Rn. 18; 21. August 2013 - 4 AZR 

933/11 - Rn. 19, BAGE 146, 22, vgl. auch Rn. 49 ff.). 

(5) Auch die Arbeitsvorgänge für die Tätigkeiten einer Beschäftigten in einer 

Serviceeinheit sind anhand der vorgenannten Maßstäbe zu bestimmen. 

(a) § 12 TV-L enthält eine für alle Tätigkeitsmerkmale geltende Grundregel. 

Die Vorschrift bezieht sich in Absatz 1 Satz 1 auf sämtliche Tätigkeitsmerkmale 

der Entgeltordnung und damit auch auf die besonderen Tätigkeitsmerkmale in 

Teil II Abschnitt 12.1 TV-L EntgeltO. Es bedürfte daher deutlicher Anhaltspunkte 

im Tarifvertrag, wenn die Tarifvertragsparteien hinsichtlich einzelner Tätigkeits-

merkmale im Bereich der Beschäftigten in Serviceeinheiten bei Gerichten und 

Staatsanwaltschaften von § 12 Abs. 1 Satz 1 TV-L wieder hätten abweichen wol-

len (vgl. BAG 19. März 1986 - 4 AZR 642/84 - BAGE 51, 282). Solche sind nicht 

gegeben (so auch für die Eingruppierung einer Geschäftsstellenverwalterin nach 

Entgeltgruppe 9a TV EntgO Bund BAG 28. Februar 2018 - 4 AZR 816/16 -  

Rn. 25, BAGE 162, 81; vgl. zu den Tätigkeitsmerkmalen für Sozialarbeiter/ 
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Sozialpädagogen BAG 13. November 2013 - 4 AZR 53/12 - Rn. 26; 21. August 

2013 - 4 AZR 933/11 - Rn. 19, BAGE 146, 22; 21. August 2013 - 4 AZR 968/11 -  

Rn. 18). 

(b) Eine von den allgemeinen Bestimmungen abweichende Regelung lässt 

sich insbesondere nicht aus dem Umstand ableiten, dass die Tarifvertragspar-

teien für die Grundtätigkeit einer „Beschäftigten in einer Serviceeinheit“ eine 

Funktionsbezeichnung gewählt und hinsichtlich des Heraushebungsmerkmals 

der „schwierigen Tätigkeit“ in der Protokollerklärung Nr. 3 zu Teil II Abschnitt 12.1 

TV-L EntgeltO Beispiele aufgelistet haben. 

(aa) Die Tarifvertragsparteien haben die Tätigkeit als Beschäftigte in einer 

Serviceeinheit zum Tätigkeitsmerkmal erhoben. Damit haben sie klargestellt, 

dass alle in dieser Funktion auszuübenden Tätigkeiten insgesamt einheitlich be-

wertet werden und als ein Arbeitsvorgang anzusehen sind, soweit sie nicht für 

bestimmte Tätigkeiten spezielle Tätigkeitsmerkmale geschaffen haben (vgl. BAG 

24. Juni 1998 - 4 AZR 300/97 - zu 3 b der Gründe; 17. Januar 1996 - 4 AZR 

662/94 -; zum Arzt BAG 10. Dezember 1997 - 4 AZR 39/96 -; 20. April 1983  

- 4 AZR 375/80 - BAGE 42, 231; zum Geschäftsstellenverwalter BAG 14. August 

1985 - 4 AZR 21/84 - BAGE 49, 250; 7. Dezember 1983 - 4 AZR 405/81 -). Nur 

auf die Zuweisung der nicht gesondert bewerteten Tätigkeiten bezieht sich dem-

nach auch das Wort „ganzheitlich“ in der Protokollerklärung Nr. 2 zu Teil II Ab-

schnitt 12.1 TV-L EntgeltO. 

(bb) Durch diese Formulierung ist daher keine Aussage darüber getroffen, ob 

die „schwierigen Tätigkeiten“, die ggf. von einer Beschäftigten in einer Serviceein-

heit auszuüben sind, einem Arbeitsvorgang zuzurechnen sind oder - wie das be-

klagte Land meint - eigenständige Arbeitsvorgänge bilden. Das würde zu einer 

Bestimmung von Arbeitsvorgängen führen, die sich weder am Aufgabenkreis der 

Beschäftigten noch an den Arbeitsergebnissen orientiert. Allein aus der Auflis-

tung von schwierigen Tätigkeiten in der Protokollerklärung Nr. 3 zu Teil II Ab-

schnitt 12.1 TV-L EntgeltO lässt sich eine derart weitreichende Abweichung von 

den Grundprinzipien des § 12 TV-L nicht entnehmen (anders in der Bewertung 
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ArbG Berlin 5. Juni 2019 - 60 Ca 13023/18 - zu II 1 f dd (2) (b) der Gründe). Ge-

gen eine solche Annahme spricht im Übrigen, dass die Tarifvertragsparteien be-

reits mit dem Tarifvertrag zur Änderung und Ergänzung der Anlage 1a zum BAT 

vom 1. August 1967 - und damit bereits vor Änderung des § 22 BAT im Jahre 

1975 (Rn. 29) - in der Protokollnotiz Nr. 26 Teil I eine zwar nicht wortgleiche, aber 

systematisch identische Aufzählung schwieriger Tätigkeiten von Geschäftsstel-

lenverwaltern in die Vergütungsordnung aufgenommen haben. Zu diesem Zeit-

punkt war der Begriff „Arbeitsvorgang“ noch nicht Inhalt des Tarifvertrags, so 

dass die Beispiele lediglich Einzeltätigkeiten darstellen konnten. Die unverän-

derte Übernahme dieser Regelungstechnik bei Einführung des Arbeitsvorgangs 

in § 22 BAT lässt daher ohne weitere Anhaltspunkte nicht den Schluss zu, jedes 

der Beispiele solle nunmehr etwas anderes, und zwar einen eigenen Arbeitsvor-

gang festlegen. Auch ist es bei der Bezeichnung als „Tätigkeit“ geblieben.  

(cc) Bei den Beispielen handelt es sich demnach lediglich um die Auflistung 

von Einzeltätigkeiten, deren Wertigkeit die Tarifvertragsparteien verbindlich fest-

legen wollten. Sie haben damit ihre Auffassung zum Ausdruck gebracht, dass die 

dort angeführten Tätigkeiten die tarifliche Anforderung der schwierigen Tätigkeit 

erfüllen (vgl. hierzu BAG 8. September 1999 - 4 AZR 609/98 - BAGE 92, 266; 

20. März 1996 - 4 AZR 967/94 - zu II 3 b der Gründe, BAGE 82, 252; 4. Mai 

1988 - 4 AZR 728/87 - BAGE 58, 230).  

bb) Diese Auslegung entspricht - anders als das beklagte Land meint - dem 

in den tariflichen Bestimmungen zum Ausdruck gekommenen Willen der Tarif-

vertragsparteien. 

(1) Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrags folgt nach stän-

diger Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts den für die Auslegung von Ge-

setzen geltenden Regeln. Dabei sind der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien 

und damit der von ihnen beabsichtigte Sinn und Zweck der Tarifnorm mit zu be-

rücksichtigen, soweit sie in den tariflichen Normen ihren Niederschlag gefunden 

haben (st. Rspr., BAG 12. Dezember 2018 - 4 AZR 147/17 - Rn. 35, BAGE 164, 

326; 1. August 2018 - 7 AZR 882/16 - Rn. 41; 22. März 2018 - 6 AZR 29/17 -  
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Rn. 12, BAGE 162, 269; 21. März 2018 - 5 AZR 862/16 - Rn. 20; BAGE 162, 

144). 

(2) Die tariflichen Bestimmungen sollen eine Differenzierung zwischen ver-

schiedenen Entgeltgruppen je nach Anteil der Arbeitsvorgänge an der Gesamt-

arbeitszeit ermöglichen, in denen qualifizierte (zB „schwierige“) Tätigkeiten zu er-

bringen sind. Die Tarifvertragsparteien haben jedoch nicht festgelegt, in welchem 

Maße diese Unterscheidung tatsächlich erfolgen soll. Sie haben die Umsetzung 

dieser Differenzierung vielmehr den durch den Arbeitgeber aufgrund seiner Or-

ganisationshoheit beeinflussbaren tatsächlichen Gegebenheiten überlassen. 

(a) Bezugspunkt für die tarifliche Eingruppierung ist der Arbeitsvorgang 

(Rn. 23). Dadurch wurde das frühere Eingruppierungssystem abgelöst, in dem 

es nur auf die überwiegend auszuübende Tätigkeit ankam. Für die Eingruppie-

rung einer Beschäftigten soll es - wie bereits ausgeführt (Rn. 28) - weder auf jede 

Einzeltätigkeit noch zwingend auf die Gesamttätigkeit ankommen. Nach den ver-

einbarten Tätigkeitsmerkmalen soll sich - wie im Streitfall bei den Tätigkeitsmerk-

malen für Beschäftigte in Serviceeinheiten - eine unterschiedliche Vergütung 

ausschließlich aus verschieden hohen Anteilen an Arbeitsvorgängen mit heraus-

hebenden oder qualifizierenden Merkmalen, zB „schwieriger Tätigkeit“, ergeben. 

Aus der gleichzeitigen Bezugnahme auf den Aufgabenkreis der Beschäftigten in 

Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 Abs. 1 TV-L folgt jedoch auch, dass der 

Arbeitsvorgang nicht nach rein rechtlichen Kriterien wie der tariflichen Wertigkeit, 

sondern nach den konkret übertragenen Aufgaben und damit nach dem Aufga-

beninhalt und der Organisation des jeweiligen Arbeitgebers zu bestimmen ist. 

(b) Entscheidet sich der Arbeitgeber für eine kleinteiligere Aufgabenorgani-

sation, in der bestimmte Aufgaben getrennt zugewiesen werden, liegen regelmä-

ßig mehrere Arbeitsvorgänge vor. Weist er die Aufgaben hingegen umfassend 

zu, um einen flexibleren Arbeitseinsatz zu ermöglichen, sind die Arbeitsergeb-

nisse weiter gefasst, was wiederum zu größeren Arbeitsvorgängen führt. Je nach 

Organisationsentscheidung des Arbeitgebers, die die Tarifvertragsparteien die-

sem überlassen haben, können verschiedene Entgeltgruppen eine geringere  
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oder gar keine praktische Bedeutung erlangen (sh. auch LAG Berlin-Branden-

burg 18. Februar 2020 - 7 Sa 1389/19 - zu 2.2.3.2.2.3 der Gründe; ArbG  

Mannheim 23. Januar 2020 - 8 Ca 226/19 - zu I 2 f aa der Gründe; aA ArbG  

Berlin 5. Juni 2019 - 60 Ca 13023/18 - zu II 1 f dd (2) (b) der Gründe). Soweit 

sich danach eine „Entwertung“ (so Clemens/Scheuring/Steingen/Wiese TV-L 

Stand August 2020 Teil II § 12 Rn. 408) der Eingruppierungsstruktur ergeben 

sollte, wäre dies der Aufbau- und Ablauforganisation des Arbeitgebers geschul-

det (BeckOK TV-L EntgO/Steuernagel Stand 1. Juni 2020 Teil II Nr. 12.1 Rn. 8).  

(c) Entgegen der Auffassung des beklagten Landes hat ein weiter gehender 

Wille der Tarifvertragsparteien in den besonderen Tätigkeitsmerkmalen des 

Teils II Abschnitt 12.1 TV-L EntgeltO über Beschäftigte in Serviceeinheiten kei-

nen Niederschlag gefunden. Durch die Einfügung der Tätigkeitsmerkmale für 

„Beschäftigte in Serviceeinheiten bei Gerichten oder Staatsanwaltschaften“ ha-

ben die Tarifvertragsparteien diese neue Organisationsform aufgegriffen und es 

auch in diesem Bereich für grundsätzlich möglich gehalten, zwischen den Antei-

len schwieriger Tätigkeiten zu differenzieren. Allein dies lässt jedoch keinen 

Rückschluss darauf zu, in welchem Umfang die jeweiligen Entgeltgruppen tat-

sächlich in den Gerichten und Staatsanwaltschaften besetzt sein sollen. Eine Re-

gelung hierzu ist unterblieben. Die Häufigkeit der Eingruppierung in die unter-

schiedlichen Entgeltgruppen ist damit von der Organisation der jeweiligen Be-

hörde abhängig, wie sich im Rückgriff aus Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 

Abs. 1 TV-L ergibt. Den Tätigkeitsmerkmalen lässt sich auch nicht entnehmen, 

die höchste Entgeltgruppe solle nur in Ausnahmefällen einschlägig sein. Deshalb 

wäre es entgegen der Auffassung des beklagten Landes (ähnlich auch LAG  

Berlin-Brandenburg 13. März 2020 - 2 Sa 1810/19 -) nicht ausgeschlossen, dass 

die überwiegende Anzahl der Beschäftigten Tätigkeiten ausübt, die die tariflichen 

Anforderungen dieser Entgeltgruppe erfüllen. 

(3) Ein abweichendes Ergebnis lässt sich - anders als das beklagte Land 

meint - auch nicht aus einer etwaigen Tarifübung ableiten. Allein aus der schlich-

ten Unterlassung der gerichtlichen Geltendmachung tariflicher Ansprüche kann 

noch nicht auf eine entsprechende Tarifübung geschlossen werden (BAG 9. Juli 
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1980 - 4 AZR 560/78 -). Zudem geht auch das beklagte Land davon aus, eine 

„Tarifübung“ habe nur „im Ergebnis“ bestanden. Die Bestimmung der Arbeitsvor-

gänge und deren Bewertung seien aber voneinander abgewichen, indem zT 

kleinteilige Arbeitsvorgänge angenommen und zT der Anteil schwieriger Tätig-

keiten innerhalb des Arbeitsvorgangs als maßgebend erachtet worden sei. Daher 

fehlt es schon an einer einheitlichen tariflichen Handhabung, die von beiden Ta-

rifvertragsparteien gebilligt worden wäre (zu diesem Erfordernis bereits BAG 

4. Juni 1980 - 4 AZR 497/78 -). 

(4) Weiterhin erlaubt die frühere Rechtsprechung des Senats und ihre mög-

liche Rezeption durch die Tarifvertragsparteien nicht den Schluss auf ein über-

einstimmendes, abweichendes Tarifvertragsverständnis (so aber ArbG Berlin 

28. August 2019 - 21 Ca 12765/18 - zu A II 3 c cc der Gründe). Eine in Kenntnis 

der Rechtsprechung erfolgte unveränderte Übernahme einer Tarifregelung in ei-

nen neuen Tarifvertrag kann zwar ein Indiz dafür sein, dass die Tarifvertragspar-

teien an dem Regelungsgehalt, den die Rechtsprechung der Bestimmung bei-

misst, festhalten wollen (BAG 3. Dezember 2019 - 9 AZR 95/19 - Rn. 34;  

26. April 2017 - 4 AZR 331/16 - Rn. 21). Die Rechtsprechung des Bundesarbeits-

gerichts unterlag indes einer Weiterentwicklung und Veränderung (so auch  

- kritisch - Fieberg ZTR 2020, 439, 440: „von Anfang an eine Tendenz eigenstän-

diger Fortentwicklung“) und kann daher nicht mit dem von dem beklagten Land 

angenommenen Inhalt von den Tarifvertragsparteien in ihren Willen aufgenom-

men worden sein.  

(a) Seit Einführung des Begriffs des Arbeitsvorgangs durch den 37. Tarifver-

trag zur Änderung und Ergänzung des BAT (vom 17. März 1975) sieht der Senat 

den Arbeitsvorgang als einheitliche Rechtsgrundlage für die Vergütung aller An-

gestellten des öffentlichen Dienstes an (vgl. insbesondere BAG 12. August 1981  

- 4 AZR 15/79 -; 8. Februar 1978 - 4 AZR 540/76 - BAGE 30, 32). Zur Bestim-

mung des Arbeitsvorgangs ist von Anfang an nicht auf die „kleinstmögliche ab-

grenzbare Einheit“ zurückgegriffen worden (BAG 7. Dezember 1977 - 4 AZR 

399/76 - BAGE 29, 416; 22. November 1977 - 4 AZR 395/76 - BAGE 29, 364), 

so dass Arbeitsvorgänge „auch größeren Umfangs“ angenommen worden sind 
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(BAG 8. Februar 1978 - 4 AZR 540/76 - aaO). Bereits seit der Entscheidung vom 

31. März 1982 (- 4 AZR 1099/79 - BAGE 38, 221) geht der Senat in ständiger 

Rechtsprechung davon aus, dass es grundsätzlich rechtlich möglich ist, die ge-

samte Tätigkeit eines Beschäftigten als einen Arbeitsvorgang anzusehen (vgl. 

beispielhaft BAG 10. Dezember 2014 - 4 AZR 773/12 - Rn. 19; 22. September 

2010 - 4 AZR 149/09 - Rn. 17; 23. September 2009 - 4 AZR 308/08 - Rn. 20; 

14. Dezember 1994 - 4 AZR 950/93 -; 18. Mai 1994 - 4 AZR 461/93 -  

zu B II 2 a der Gründe).  

(b) Soweit der Senat bei der Bestimmung der Arbeitsvorgänge zunächst da-

von ausgegangen ist, Teiltätigkeiten, die aufgrund ihrer Wertigkeit verschiedenen 

Vergütungsgruppen des BAT zuzuordnen seien, könnten nicht zu einem Arbeits-

vorgang zusammengefasst werden (zB BAG 5. Juli 1978 - 4 AZR 795/76 -; 

19. April 1978 - 4 AZR 721/76 - BAGE 30, 229), hat er diese Annahme in der 

Folgezeit weitgehenden Einschränkungen unterworfen und schließlich aufgege-

ben. 

(aa) Diese Annahme sollte nur Geltung beanspruchen, soweit die Tätigkeiten 

„nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbar“ seien (BAG 10. Juni 1981  

- 4 AZR 1164/78 -; in späteren Entscheidungen „tatsächlich trennbar“, vgl. zB 

BAG 20. März 1991 - 4 AZR 471/90 -; 19. März 1986 - 4 AZR 642/84 - BAGE 51, 

282; 14. August 1985 - 4 AZR 21/84 - BAGE 49, 250; 2. Dezember 1981 - 4 AZR 

347/79 - BAGE 37, 181; 24. August 1983 - 4 AZR 302/83 - BAGE 43, 250). Tä-

tigkeiten, die aufgrund ihres „inneren Zusammenhangs“ oder unter Berücksichti-

gung einer vernünftigen Verwaltungsübung nicht tatsächlich trennbar seien, 

könnten auch bei unterschiedlicher Wertigkeit einheitlich als Arbeitsvorgang be-

wertet werden (zB BAG 20. Oktober 1993 - 4 AZR 45/93 -; 28. Juni 1989 - 4 AZR 

287/89 -; 16. Oktober 1985 - 4 AZR 149/84 - BAGE 50, 9). Nachfolgend sind wei-

tere inhaltlich erhebliche Einschränkungen erfolgt, allerdings unter Beibehaltung 

des früheren Obersatzes („Tätigkeiten mit unterschiedlicher tariflicher Wertigkeit 

können nicht zu einem Arbeitsvorgang zusammengefasst werden“; zB BAG 

25. Januar 2012 - 4 AZR 264/10 - Rn. 36, BAGE 140, 311; 19. Mai 2010 - 4 AZR 

912/08 -; 28. Januar 2009 - 4 AZR 13/08 - Rn. 45, BAGE 129, 208; 5. November 
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2003 - 4 AZR 689/02 - zu 1 d bb (1) der Gründe, BAGE 108, 245; 20. März 1996  

- 4 AZR 967/94 - zu II 2 c der Gründe, BAGE 82, 252). Der Senat hat bei Tätig-

keiten, deren Schwierigkeitsgrad sich erst im Laufe der Bearbeitung herausstellt, 

unabhängig von der tariflichen Wertigkeit einen einheitlichen Arbeitsvorgang an-

genommen (BAG 21. August 2013 - 4 AZR 933/11 - Rn. 18, BAGE 146, 22; 

21. März 2012 - 4 AZR 266/10 - Rn. 29; 7. Juli 2004 - 4 AZR 507/03 - zu I 4 c der 

Gründe, BAGE 111, 216; 20. März 1996 - 4 AZR 967/94 - aaO) und dabei betont, 

dass ein Arbeitsvorgang durchaus Tätigkeiten verschiedener Anforderungen in 

sich vereinen kann (BAG 20. März 1996 - 4 AZR 1052/94 - zu II 2 c der Gründe, 

BAGE 82, 272; 20. März 1996 - 4 AZR 967/94 - aaO). Zudem wurde nicht mehr 

die Trennbarkeit der Tätigkeiten, sondern deren tatsächliche Trennung im Rah-

men der durch den Arbeitgeber vorgegebenen Organisation für maßgebend er-

achtet (zB BAG 21. August 2013 - 4 AZR 933/11 - Rn. 14, aaO; 21. März 2012  

- 4 AZR 266/10 - Rn. 29; 23. September 2009 - 4 AZR 308/08 - Rn. 24; 7. Juli 

2004 - 4 AZR 507/03 - aaO).  

(bb) Schließlich hat der Senat diese Rechtsprechung insgesamt aufgegeben. 

Bereits in einer Entscheidung vom 9. Mai 2007 ist er für Tarifverträge der Privat-

wirtschaft (- 4 AZR 757/06 - Rn. 36, BAGE 122, 244) davon ausgegangen, es 

seien zunächst Einzel- oder Gesamttätigkeiten zu bestimmen und diese erst im 

Anschluss tariflich zu bewerten. Auch in einem Urteil vom 6. Juli 2011 (- 4 AZR 

568/09 - Rn. 58) zu § 15 Abs. 2 des zwischen der Vereinigung der kommunalen 

Arbeitgeberverbände (VKA) und dem Marburger Bund geschlossenen Tarifver-

trags für Ärztinnen und Ärzte an kommunalen Krankenhäusern im Bereich der 

VKA vom 17. August 2006 (TV-Ärzte/VKA), der inhaltlich § 12 Abs. 1 Sätze 3 

bis 8 TV-L entspricht, hat der Senat die Rechtsauffassung vertreten, es seien 

zunächst Arbeitsvorgänge zu bestimmen, die auf ihre tarifliche Wertigkeit hin zu 

untersuchen seien. Seit den Entscheidungen vom 21. August 2013 (- 4 AZR 

933/11 - Rn. 19, BAGE 146, 22; - 4 AZR 968/11 - Rn. 18) entspricht es der nun-

mehr ständigen Rechtsprechung des Senats, dass erst der Arbeitsvorgang ohne 

Berücksichtigung der tariflichen Wertigkeit der Tätigkeiten zu bestimmen und 

dann zu bewerten ist. Zudem wird einheitlich nicht auf die theoretische Trennbar-
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keit von Tätigkeiten, sondern die tatsächliche Arbeitsorganisation des Arbeitge-

bers abgestellt (vgl. zB BAG 28. Februar 2018 - 4 AZR 816/16 - Rn. 25, BAGE 

162, 81; 22. Februar 2017 - 4 AZR 514/16 - Rn. 34; 24. Februar 2016  

- 4 AZR 485/13 - Rn. 18; 13. Mai 2015 - 4 AZR 355/13 - Rn. 16; ungenau aller-

dings 18. März 2015 - 4 AZR 59/13 - Rn. 17 f., BAGE 151, 50; 13. November 

2013 - 4 AZR 53/12 - Rn. 17).  

(c) Aufgrund dieser Entwicklung war für die Tarifvertragsparteien erkennbar, 

dass zunehmend größere Arbeitsvorgänge mit Tätigkeiten auch unterschiedli-

cher Wertigkeit angenommen wurden. Hätte dies dem Willen der Tarifvertrags-

parteien entgegengestanden, wäre eine tarifvertragliche Klarstellung ihrerseits 

bei Übernahme der Tätigkeitsmerkmale für die Beschäftigten in Serviceeinheiten 

in die am 1. Januar 2012 in Kraft getretene Entgeltordnung zum TV-L, spätestens 

aber nach vollständiger Aufgabe dieser Rechtsprechung im Jahr 2013 zu erwar-

ten gewesen. Eine solche ist aber unterblieben. Sie kann nicht stattdessen durch 

die Rechtsprechung vorgenommen werden (so aber im Ergebnis LAG Berlin-

Brandenburg 21. Juli 2020 - 8 Sa 330/20 -; 3. Juni 2020 - 17 Sa 62/20 -). 

(5) Aus der Niederschriftserklärung Nr. II. 1. („Arbeitsvorgang (§ 12 TV-L)“) 

der Tarifvertragsparteien des TV-L anlässlich der Tarifeinigung vom 2. März 2019 

ergibt sich nicht, dass die bisherige Auslegung der Eingruppierungsregelungen 

mit deren Willen nicht vereinbar wäre. Nach der Erklärung wollen die Tarifver-

tragsparteien „zur Sicherstellung einer differenzierten Eingruppierung anhand 

des zeitlichen Umfangs, in dem eine bestimmte Anforderung (z. B. Schwierigkeit, 

Verantwortung) innerhalb der auszuübenden Tätigkeiten erfüllt sein muss (Hie-

rarchisierung), … unmittelbar … Gespräche aufnehmen“. Die Erklärung bringt 

lediglich zum Ausdruck, dass die Tarifvertragsparteien beabsichtigen, den Tarif-

vertrag an geänderte Umstände anzupassen. Darüber hinaus könnte die Nieder-

schriftserklärung, selbst wenn ihr - wie es etwa die Vorinstanz meint - ein anderer 

Wille zu entnehmen wäre, allenfalls dann als Auslegungshilfe dienen, wenn sie 

im Tarifvertrag Niederschlag gefunden hätte (BAG 10. April 2013 - 5 AZR 97/12 -  

Rn. 15 mwN, BAGE 145, 1). Das ist - wie dargelegt - nicht der Fall. 
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cc) In Anwendung dieser Grundsätze bilden sämtliche der Klägerin übertra-

genen Tätigkeiten einen einheitlichen Arbeitsvorgang. Die gesamte Tätigkeit 

dient dem Arbeitsergebnis der Betreuung der Aktenvorgänge in der Serviceein-

heit vom Eingang bis zum Abschluss des Verfahrens. 

(1) Der Begriff des Arbeitsvorgangs unterliegt als feststehender, abstrakter 

und den Parteien vorgegebener Rechtsbegriff in vollem Umfang der Überprüfung 

durch das Revisionsgericht, das bei Vorliegen der erforderlichen Tatsachenfest-

stellungen die Arbeitsvorgänge auch selbst bestimmen kann (BAG 28. Februar 

2018 - 4 AZR 816/16 - Rn. 26 mwN, BAGE 162, 81).  

(2) Postbearbeitung und Schriftgutverwaltung, die Fertigung von Inhalts- und 

Maschinenprotokollen, die Erledigung der Verfügungen der jeweiligen Sachbear-

beiter sowie die unterschriftsreife Vorbereitung von Verfügungen, Urteilen und 

Beschlüssen inklusive der Mitteilungen an andere Behörden (auch an das Bun-

deszentralregister, Gewerbezentralregister und Kraftfahrtbundesamt), die Anord-

nung von Ladungen und Zustellungen, das Erteilen vollstreckbarer Ausfertigun-

gen, von Teilrechtskraft- und Rechtskraftattesten, die Aufgaben der Kostenbe-

amtin, die Beantwortung von Sachstandsanfragen und Auskunftsersuchen for-

meller Art, die Mitwirkung bei der Überwachung von Auflagen und Weisungen 

nach § 153a Abs. 1 StPO und dem JGG sowie nach § 453b StPO und der Gna-

denordnung und die Überwachung von Zahlungen bei der Vollstreckung von 

Geldstrafen dienen, bezogen auf den Aufgabenkreis der Klägerin, einem Arbeits-

ergebnis. Bei natürlicher Betrachtung ist dieses nicht jeweils die Erledigung der 

einzelnen anfallenden Aufgaben, sondern die vollständige Bearbeitung der Ak-

tenvorgänge. Diese Tätigkeiten - und nicht die in der BAK aufgeführten Einzel-

aufgaben - sind der Klägerin nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 

einheitlich im Rahmen des Konzepts der Serviceeinheiten zur Erledigung über-

tragen worden und stehen zueinander in einem engen inneren Zusammenhang. 

Die Einzelaufgaben werden von ihr je nach Arbeitsanfall unter Anwendung be-

reits erworbener Kenntnisse über den Akteninhalt insgesamt ausgeführt. Sie die-

nen damit dem Ergebnis der Erledigung eines Verfahrens. Diesem Arbeitsergeb-

nis sind Aussonderung, Datenpflege und Aufgaben der Zählkartenanordnung als 
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Zusammenhangsarbeiten zuzuordnen. Sie sind erforderlich, um die Aktenbear-

beitung organisieren und strukturiert durchführen zu können. Die dabei zu ver-

richtenden Tätigkeiten sind hinsichtlich der einzelnen Akten gleichartig und wie-

derkehrend. Sie können daher zu einem Arbeitsvorgang zusammenfasst werden. 

(3) Entgegen der Auffassung des beklagten Landes und des Arbeitsgerichts 

ist nicht deshalb von mehreren Arbeitsvorgängen auszugehen, weil die Bearbei-

tung der Akte und damit die Tätigkeit der Klägerin durch Eingänge und Verfügun-

gen sachbearbeitender Richter oder Rechtspfleger „unterbrochen“ wird und da-

her in mehreren Teilschritten erfolgt. Dies ändert nichts an der einheitlichen Zu-

weisung der gesamten Aktenbearbeitung an die Klägerin, deren Erledigung erst 

zu einem Arbeitsergebnis im Tarifsinn führt. Zur Erzielung des Arbeitsergebnis-

ses ist nicht erforderlich, dass alle hierfür notwendigen Teilschritte ohne Unter-

brechung und zwingend unmittelbar nacheinander ausgeführt werden. Die durch  

Richter oder Rechtspfleger vorgenommenen Arbeitsschritte sind der Klägerin 

nicht zugewiesen und daher für die Bestimmung des Arbeitsergebnisses und des 

Arbeitsvorgangs ohnehin nicht von Bedeutung. 

d) Bei der innerhalb dieses Arbeitsvorgangs auszuübenden Tätigkeit han-

delt es sich um die einer Beschäftigten in Serviceeinheiten iSd. Entgeltgruppe 9 

Fallgruppe 2 TV-L aF, die sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2  

TV-L aF heraushebt, dass sie schwierig ist.  

aa) Die Klägerin ist Beschäftigte in einer Serviceeinheit iSd. Protokollerklä-

rung Nr. 2 zu Teil II Abschnitt 12.1 TV-L EntgeltO. Sie hat zwar keine Ausbildung 

zur Justizfachangestellten absolviert, ist aber sonstige Beschäftigte iSd. Proto-

kollerklärung. Darüber hinaus bearbeitet sie in einer durch das beklagte Land 

eingerichteten Serviceeinheit ganzheitlich Aufgaben einer Justizfachangestellten 

(vgl. hierzu die Anlage zu § 4 der Verordnung über die Berufsausbildung zum 

Justizfachangestellten/zur Justizfachangestellten vom 26. Januar 1998). 

(1) Eine Eingruppierung als sonstige Beschäftigte erfordert, dass die Kläge-

rin über gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen wie eine Justizfachange-

stellte verfügt. Dabei wird nicht ein Wissen und Können verlangt, wie es durch 
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die entsprechende Berufsausbildung vermittelt wird, wohl aber eine ähnlich 

gründliche Beherrschung eines entsprechend umfangreichen Wissensgebiets, 

wobei Fähigkeiten und Erfahrungen auf einem eng begrenzten Teilgebiet nicht 

ausreichen. Solche gleichwertigen Fähigkeiten können insbesondere durch Be-

rufserfahrung erworben sein; auch aus der auszuübenden Tätigkeit können 

Rückschlüsse auf die Fähigkeiten und Erfahrungen einer Beschäftigten gezogen 

werden (vgl. zu den Tätigkeitsmerkmalen für Ingenieure BAG 25. Januar 2017  

- 4 AZR 379/15 - Rn. 27; zum BAT BAG 9. Juli 1997 - 4 AZR 635/95 - zu B II 2 c 

der Gründe). 

(2) Danach ist die Klägerin als sonstige Beschäftigte anzusehen. Sie verfügt 

über eine Berufsausbildung zur Justizangestellten und hat mehrjährige fachthe-

oretische Schulungen absolviert, um den Wissensstand einer Justizfachange-

stellten zu erlangen. Sie hat zudem an einer berufspraktischen Unterweisung teil-

genommen und übt seitdem die Tätigkeiten einer Beschäftigten in einer Ser-

viceeinheit ohne Einschränkung aus. Dementsprechend sind ihr durch das be-

klagte Land gleichwertige Fähigkeiten zu denen einer Justizfachangestellten be-

stätigt worden.  

bb) Im Rahmen des einheitlichen Arbeitsvorgangs fallen schwierige Tätigkei-

ten in rechtserheblichem Ausmaß an. Der maßgebende Arbeitsvorgang umfasst 

zeitlich mindestens die Hälfte der Arbeitszeit (§ 12 Abs. 1 Satz 4 TV-L) der Klä-

gerin. Sie kann daher eine Vergütung nach der Entgeltgruppe 9 TV-L aF bean-

spruchen. 

(1) Bei der Bewertung eines Arbeitsvorgangs ist es zur Erfüllung einer qua-

lifizierenden tariflichen Anforderung, hier der „schwierigen Tätigkeit“, ausrei-

chend, wenn diese innerhalb des Arbeitsvorgangs in rechtlich erheblichem Aus-

maß vorliegt. Nicht erforderlich ist, dass innerhalb eines Arbeitsvorgangs schwie-

rige Tätigkeiten ihrerseits in dem von § 12 Abs. 1 Satz 4, Satz 7 TV-L bestimmten 

Maß anfallen (grdl. BAG 19. März 1986 - 4 AZR 642/84 - BAGE 51, 282; seither 

st. Rspr., etwa BAG 22. Februar 2017 - 4 AZR 514/16 - Rn. 41; 22. April 2009  

- 4 AZR 166/08 - Rn. 27; 18. Mai 1994 - 4 AZR 461/93 - zu B II 2 der Gründe).  
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(a) Nach § 12 Abs. 1 Satz 4 TV-L beziehen sich die erforderlichen zeitlichen 

Anteile auf die Arbeitsvorgänge, nicht auf die Arbeitsleistungen oder Einzeltätig-

keiten. Nur hierauf und gerade nicht auf die Gesamttätigkeit nimmt § 12 Abs. 1 

Satz 7 TV-L Bezug (anders ArbG Berlin 28. August 2019 - 21 Ca 12765/18 -  

zu II 3 c aa der Gründe). Das in Satz 2 der Nr. 1 der Protokollerklärungen zu § 12 

Abs. 1 TV-L vereinbarte Aufspaltungsverbot gestattet es nicht, einen Arbeitsvor-

gang nach Teiltätigkeiten unterschiedlicher Wertung aufzuspalten. Die Bewer-

tung erfolgt einheitlich (BAG 13. Mai 2015 - 4 AZR 355/13 - Rn. 43; 25. Januar 

2012 - 4 AZR 264/10 - Rn. 48, BAGE 140, 311; 28. Juni 1989 - 4 AZR 287/89 -). 

(b) Der Umstand, dass in Anwendung der tariflichen Regelungen ein zu 

100 vH schwierige Tätigkeiten erfordernder Arbeitsvorgang, der 49 vH der Ar-

beitszeit ausmacht, für eine Eingruppierung in Entgeltgruppe 9a TV-L nicht aus-

reicht, wohl aber ein mindestens 50 vH der Arbeitszeit in Anspruch nehmender 

Arbeitsvorgang, der nur zu weniger als der Hälfte schwierige Tätigkeiten erfor-

dert, ändert daran nichts. Das ist die Folge daraus, dass die Tarifvertragsparteien 

den Arbeitsvorgang und nicht die Arbeitszeit als Bezugsgröße für die Bewertung 

der Tätigkeit festgelegt haben (BAG 20. Oktober 1993 - 4 AZR 45/93 -  

zu III 3 b bb der Gründe). 

(c) Mangels Festlegung eines notwendigen zeitlichen Anteils einer höher-

wertigen Tätigkeit innerhalb des Arbeitsvorgangs durch die Tarifvertragsparteien 

ist auf den kleinsten relevanten Anteil, mithin das „rechtlich erhebliche Ausmaß“, 

abzustellen (so bereits BAG 19. März 1986 - 4 AZR 642/84 - BAGE 51, 282). Ein 

solches ist jedenfalls erreicht, wenn ohne die Tätigkeit ein sinnvoll verwertbares 

Arbeitsergebnis nicht erzielt werden kann (vgl. zu selbständigen Leistungen BAG 

21. März 2012 - 4 AZR 266/10 - Rn. 43 sowie 25. Januar 2012 - 4 AZR 264/10 -  

Rn. 49, BAGE 140, 311). Die tariflichen Vorschriften gelten gleichermaßen für 

jeden Arbeitsvorgang. Anhaltspunkte für eine einschränkende Auslegung im 

Falle eines einzigen großen Arbeitsvorgangs bestehen nicht (aA LAG Berlin-

Brandenburg 21. Juli 2020 - 8 Sa 330/20 -; 3. Juni 2020 - 17 Sa 62/20 -  

zu II 2 b bb (2) der Gründe).  
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(d) Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts können die tarifli-

chen Regelungen deshalb nicht dahingehend ausgelegt werden, „dass auch in-

nerhalb des Arbeitsvorgangs das Heraushebungsmerkmal der schwierigen Tä-

tigkeit entsprechend der prozentualen Vorgaben der Tarifvertragsparteien vorlie-

gen muss“ (so im Ergebnis auch LAG Berlin-Brandenburg 3. Juni 2020 - 17 Sa 

62/20 - zu II 2 b bb (2) der Gründe; 21. Juli 2020 - 8 Sa 330/20 -). Eine Anpas-

sung des TV-L könnte nur durch eine den Tarifvertragsparteien vorbehaltene Än-

derung erfolgen (dazu ausf. BAG 25. Januar 2012 - 4 AZR 147/10 - Rn. 32 mwN, 

BAGE 140, 291). 

(2) Gemessen an diesen Grundsätzen übt die Klägerin mindestens zur 

Hälfte der ihr übertragenen Tätigkeit schwierige Tätigkeiten iSd. Entgeltgruppe 9 

TV-L aF aus.  

(a) Die Anordnung von Ladungen und Zustellungen, das Erteilen vollstreck-

barer Ausfertigungen sowie von Rechtskraftzeugnissen, die Aufgaben der Zähl-

kartenanordnung und die Mitteilungen an das Bundeszentralregister, Gewerbe-

zentralregister und das Kraftfahrtbundesamt, die Aufgaben der Kostenbeamtin, 

die Mitwirkung bei der Überwachung von Auflagen und Weisungen nach § 153a 

Abs. 1 StPO und dem JGG sowie nach § 453b StPO und der Gnadenordnung 

sowie die Überwachung von Zahlungen bei der Vollstreckung von Geldstrafen, 

die unterschriftsreife Vorbereitung von Verfügungen, Urteilen und Beschlüssen 

für den jeweiligen Sachbearbeiter und die Beantwortung von Sachstandsanfra-

gen und Auskunftsersuchen formeller Art sind nach der Protokollerklärung Nr. 3 

Buchst. a, b, c, e, f, g, h zu Teil II Abschnitt 12.1 TV-L EntgeltO schwierige Tätig-

keiten im Sinne des Tarifmerkmals. Der Anteil dieser Tätigkeiten an der von der 

Klägerin auszuübenden Gesamtarbeitszeit beträgt 25,17 vH. 

(b) Damit fallen schwierige Tätigkeiten innerhalb des die gesamte Arbeitszeit 

ausmachenden Arbeitsvorgangs in rechtlich erheblichem Ausmaß an. Ohne 

diese kann ein sinnvoll verwertbares Arbeitsergebnis im Hinblick auf den Zu-

schnitt der auszuübenden Tätigkeiten nicht erzielt werden, die Aktenbearbeitung 

wäre unvollständig. Das zeitliche Ausmaß ist mit etwa 25 vH des einheitlichen 

Arbeitsvorgangs auch rechtserheblich.  
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e) Die Klägerin hat ihre Ansprüche rechtzeitig im Sinne des § 37 Abs. 1  

TV-L geltend gemacht. 

4. Zum 1. Januar 2019 ist die Klägerin, da ihre Tätigkeit unverändert geblie-

ben ist, gemäß § 29b Abs. 3 Satz 1 TVÜ-Länder in Entgeltgruppe 9a TV-L über-

geleitet worden. Seit diesem Zeitpunkt ist das beklagte Land zur Zahlung dieser 

Vergütung verpflichtet. 

5. Der Zinsanspruch folgt aus § 286 Abs. 2 Nr. 1, § 288 BGB iVm. § 24 

Abs. 1 Satz 2, Satz 3 TV-L. 

III. Das beklagte Land hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen, § 91 

Abs. 1 Satz 1 ZPO. 

 Treber  Rinck  Klug  

  A. Wedepohl  Th. Hess   
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